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Nachtrag zum Einführungsgesetz zum Krankenversicherungsgesetz sowie zur Verordnung zum Einführungsgesetz zum Krankenversicherungsgesetz (IPV): 
Fragebogen zur Vernehmlassung


Vernehmlassungsteilnehmer / in:

Name / Organisation: 

Kontaktperson: 

Telefon: 

E-Mail: 

Datum: 




Wichtige Hinweise: 

1. Die Vernehmlassung dauert bis am 18. Dezember 2024.

2. Um die Verarbeitung der Antworten zu erleichtern, sind wir um die Retournierung des ausgefüllten Fragebogens per Mail an volkswirtschaftsdepartement@ow.ch im Word-Format sehr dankbar.

3. Konkrete Änderungsvorschläge zu den einzelnen Punkten können Sie unter den “Bemerkungen” bei der jeweiligen Frage aufführen.


Im Namen des Volkswirtschaftsdepartements danken wir für Ihre wertvollen Rückmeldungen. 



Volkswirtschaftsdepartement Obwalden
St. Antonistrasse 4
6060 Sarnen
041 666 63 32
volkswirtschaftsdepartement@ow.ch 




Einführungsgesetz zum Krankenversicherungsgesetz (GDB 851.1)

	Art. 2 Abs. 2
	Befürworten Sie die Änderung in Art. 2 Abs. 2 
(Festlegung Selbstbehalt mit Bandbreite durch Regierungsrat)?
		☐	JA 
	☐	NEIN

	Bemerkungen
	





	Art. 2 Abs. 2
	Befürworten Sie die Beibehaltung des variablen Selbstbehalts?

		☐	JA 
	☐	NEIN

	Bemerkungen
	





	Art. 2 Abs. 4
	Befürworten Sie die Streichung der fixen Budgetvorgabe von 8,5 Prozent für den Kantonsbeitrag?

		☐	JA 
	☐	NEIN

	Bemerkungen
	






Verordnung zum Einführungsgesetz zum Krankenversicherungsgesetz 
(GDB 851.11)

	Art. 1 Abs. 2
	Befürworten Sie die Änderung in Art. 1 Abs. 2 (Redaktionelle Anpassung ‚zuständigen kantonalen Stellen‘)?
		☐	JA 
	☐	NEIN

	Bemerkungen
	





	Art. 2 
	Befürworten Sie die Änderung in Art. 2 (Zuständiges Departement)?
		☐	JA 
	☐	NEIN

	Bemerkungen
	





	Art. 3
	Befürworten Sie die Änderung in Art. 3 (Zuständige Stelle für den Vollzug der Prämienverbilligungen (Vollzugsstelle))?
		☐	JA 
	☐	NEIN

	Bemerkungen
	







	Art. 3 Abs. 1
Art. 4 Abs. 2d
Art. 9 Abs. 2
Art. 10 Abs. 1
Art. 10 Abs. 2
Art. 10 Abs. 3
Art. 10 Abs. 6
Art. 13 Abs. 1
Art. 13 Abs. 2
Art. 15 Abs. 1
Art. 15 Abs. 2
Art. 15a Abs. 1
Art. 15a Abs. 2
	Befürworten Sie die Änderung in den vorgenannten Artikeln: Ersatz ‚zuständige kantonale Stelle‘ durch ‚Vollzugsstelle‘
		☐	JA 
	☐	NEIN

	Bemerkungen
	





	Art. 3 Abs. 1e
	Befürworten Sie die Änderung in Art. 3 Abs. 1e (Koordination zwischen Versicherern, Kanton, Gemeinden und Ausgleichskassen)?
		☐	JA 
	☐	NEIN

	Bemerkungen
	





	Art. 7 Abs. 1 und Abs. 2
	Befürworten Sie die Beibehaltung der Einkommensobergrenzen bei einem anrechenbaren Einkommen von Fr. 50 000.– (ohne Kinder) resp. Fr. 70 000.– (mit Kindern)?
		☐	JA 
	☐	NEIN

	Bemerkungen
	





	Art. 10 Abs. 1 und Abs. 2
	Befürworten Sie die Änderungen in Art. 10 Abs. 1 und Abs. 2 (Zugangsdaten zur Antragsstellung bis Ende Dezember)
		☐	JA 
	☐	NEIN

	Bemerkungen
	







	Art. 10 Abs. 3
	Befürworten Sie die Änderung in Art. 10 Abs. 3 (Antragsfrist)?
		☐	JA 
	☐	NEIN

	Bemerkungen
	





	Art. 10 Abs. 4
	Befürworten Sie die Änderung in Art. 10 Abs. 4 (Antragsfrist nach Art. 8 Abs. 4)?
		☐	JA 
	☐	NEIN

	Bemerkungen
	





	Art. 15a Abs. 2 und Abs. 3
	Befürworten Sie die Änderung in 15a Abs. 2 und Abs. 3 (Amts- und Rechtshilfe)?
		☐	JA 
	☐	NEIN

	Bemerkungen
	





	Beschäftigungsgrad
	Befürworten Sie angesichts des nachteiligen Kosten-Nutzen-Verhältnisses den Verzicht auf die Berücksichtigung des Beschäftigungsgrads bei der Berechnung des Prämienverbilligungsanspruchs?
		☐	JA 
	☐	NEIN

	
	Falls NEIN:
Welche Umsetzungsvariante bevorzugen Sie?
A) Kürzung IPV auf Beschäftigungsgrad (vgl. Bericht 3.2.1)
B) Anrechnung hypothetisches Einkommen (vgl. 3.2.2)
	
	☐	A 
	☐	B

	Bemerkungen
	






WEITERE BEMERKUNGEN
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